
Betriebs-Berater | BB 36.2021 | 6.9.2021 2049

Kurz vor der Bundestagswahl 2021 hat der Deutsche Anwaltverein (DAV) in einem Eckpunktepapier die rechtspolitische Agenda

der Anwaltschaft für die kommenden Koalitionsverhandlungen formuliert. Es geht um den Zugang zum Recht für Bürger, die

Sicherung des Rechtsstaats und die Rahmenbedingungen für die anwaltliche Berufsausübung. Als Garantin für den Zugang zum

Recht sei auch eine funktions- und handlungsfähige Anwaltschaft essenziell (s. PM DAV Rechtspolitik vom 19.8.2021). „Die ge-

sellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse haben eine stärkere Dynamik als in früheren Jahrzehnten, daher müssen wir

auch bei den Rahmenbedingungen für die anwaltliche Tätigkeit agil sein“, mahnt DAV-Präsidentin Edith Kindermann. „Die

gesetzliche Vergütung braucht in jeder Legislaturperiode eine Angleichung an die wirtschaftliche Entwicklung, um das Auskom-

men der Anwaltschaft zu sichern. Auch das anwaltliche Berufsrecht muss regelmäßig auf Gültigkeit überprüft und an geänderte

Anforderungen angepasst werden.“ Die Anwaltschaft sei nicht nur Garantin für den Zugang zum Recht und erste Anlaufstelle für

Bürgerinnen. „In ihrer rechtsstaatlichen Funktion ist die Anwaltschaft auch das notwendige Gegengewicht für staatliche Macht

und muss bei Reformen stets mitgedacht und einbezogen werden“, betont Kindermann. Das Mandatsgeheimnis müsse absolut

geschützt werden – ohne Wenn und Aber, ohne Verhältnismäßigkeitsprüfung. Es brauche in allen Sicherheitsgesetzen eine Ge-

neralklausel nach Vorbild des § 62 BKA-Gesetz.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
BGH: Insolvenzanfechtung – Ausschüttung

eines Gewinnvortrags an einen Gesellschaf-

ter als Befriedigung einer darlehensglei-

chen Forderung

Beschließt der Alleingesellschafter einer GmbH,

einen festgestellten Gewinn auf neue Rechnung

vorzutragen, kann der aus einem später gefass-

ten, auf Ausschüttung des Gewinnvortrags ge-

richteten Gewinnverwendungsbeschluss folgen-

de Zahlungsanspruch eine wirtschaftlich einem

Darlehen entsprechende Forderung darstellen.

Eine Behandlung als wirtschaftlich einem Darle-

hen entsprechende Forderung scheidet aus,

wenn bereits zum Zeitpunkt des ersten, auf ei-

nen Vortrag des Gewinns auf neue Rechnung

gerichteten Gesellschafterbeschlusses eine Ge-

winnausschüttung nicht vorgenommen werden

durfte, weil und soweit die Auszahlung zu die-

sem Zeitpunkt eine Unterbilanz herbeigeführt

oder vertieft hätte.

BGH, Urteil vom 22.7.2021 – IX ZR 195/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2049-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Hassrede – Facebook-AGB zur Lö-

schung von Nutzerbeiträgen und Konten-

sperrung unwirksam

a) Da die widerrechtliche Drohung in § 123 BGB

gesondert geregelt ist, ist ein Rechtsgeschäft

nur anfechtbar und nicht gemäß § 138 BGB

nichtig, wenn seine Anstößigkeit ausschließlich

auf einer unzulässigen Willensbeeinflussung

durch widerrechtliche Drohung beruht. Nur

wenn besondere Umstände zu der durch wider-

rechtliche Drohung bewirkten Willensbeeinflus-

sung hinzutreten, die das Geschäft nach seinem

Gesamtcharakter als sittenwidrig erscheinen las-

sen, kann § 138 Abs. 1 BGB neben § 123 BGB

anwendbar sein. Dies gilt auch, wenn der Anbie-

ter eines sozialen Netzwerks dessen weitere Nut-

zung davon abhängig macht, dass der Nutzer

sein Einverständnis mit den neuen Geschäftsbe-

dingungen des Anbieters erklärt (Fortführung

Senat, Urteil vom 17. Januar 2008 – III ZR 239/

06, NJW 2008, 982).

b) Der Anbieter eines sozialen Netzwerks ist

grundsätzlich berechtigt, den Nutzern seines

Netzwerks in Allgemeinen Geschäftsbedingun-

gen die Einhaltung objektiver, überprüfbarer

Kommunikationsstandards vorzugeben, die über

die gesetzlichen Vorgaben hinausgehen. Er darf

sich das Recht vorbehalten, bei Verstoß gegen

die Kommunikationsstandards Maßnahmen zu

ergreifen, die eine Entfernung einzelner Beiträge

und die Sperrung des Netzwerkzugangs ein-

schließen.

c) Der Anbieter des sozialen Netzwerks hat sich

jedoch in seinen Geschäftsbedingungen zu ver-

pflichten, den Nutzer über die Entfernung seines

Beitrags zumindest unverzüglich nachträglich

und über eine beabsichtigte Sperrung seines

Nutzerkontos vorab zu informieren, ihm den

Grund dafür mitzuteilen und eine Möglichkeit

zur Gegendarstellung einzuräumen, an die sich

eine Neubescheidung anschließt, mit der die

Möglichkeit der Wiederzugänglichmachung des

entfernten Beitrags einhergeht. Fehlt eine ent-

sprechende Bestimmung in den Geschäftsbedin-

gungen, sind diese gemäß § 307 Abs. 1 Satz 1

BGB unwirksam.

d) Hat der Anbieter eines sozialen Netzwerks ver-

tragswidrig den im Netzwerk eingestellten Bei-

trag eines Nutzers gelöscht, hat der Nutzer gegen

den Anbieter einen vertraglichen Anspruch ge-

mäß§ 280Abs. 1 BGB i.V. m. § 249Abs. 1 BGBauf

FreischaltungdesgelöschtenBeitrags.

e) Zum Anspruch auf Unterlassung einer Sper-

rung des Nutzerkontos und Löschung des Bei-

trags bei dessen erneuter Einstellung in diesem

Fall.

BGH, Urteil vom 29.7.2021 – III ZR 179/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2049-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Flaschenpfand III – Auslegung des Be-

griffs „Verkaufspreis“ – gesonderte Auswei-

sungvonFlaschenpfandoderGesamtbetrag?

DemGerichtshof der EuropäischenUnionwerden

zurAuslegung vonArt. 2 Buchst. a undArt. 10 der

Richtlinie 98/6/EG des Europäischen Parlaments

und des Rates vom 16. Februar 1998 über den

Schutz der Verbraucher bei der Angabe der Preise

der ihnen angebotenen Erzeugnisse (ABl. L 80

vom18.März 1998, S. 27) undderRichtlinie 2005/

29/EGdesEuropäischenParlamentsunddesRates

vom11.Mai 2005überunlautereGeschäftsprakti-

ken von Unternehmen gegenüber Verbrauchern

im Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie

84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 97/7/EG,

98/27/EG und 2002/65/EG des Europäischen Par-

laments unddes Rates sowie der Verordnung (EG)

Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und

des Rates (ABl. L 149 vom 11. Juni 2005, S. 22; Be-

richtigung ABl. L 253 vom 25. September 2009,

S. 18) folgende Fragen zur Vorabentscheidung

vorgelegt:

1. Ist der Begriff des Verkaufspreises im Sinne von

Art. 2 Buchst. a der Richtlinie 98/6/EG dahin aus-

zulegen, dass erdenPfandbetragenthaltenmuss,

den der Verbraucher beim Kauf von Waren in

PfandflaschenoderPfandgläsernzuzahlenhat?

2. Für den Fall, dass Frage 1 bejaht wird:

Sind die Mitgliedsstaaten nach Art. 10 der Richt-

linie 98/6/EG berechtigt, eine von Art. 3 Abs. 1

und 4 in Verbindung mit Art. 2 Buchst. a der

Richtlinie 98/6/EG abweichende Regelung wie

die in § 1 Abs. 4 PAngV beizubehalten, wonach

für den Fall, dass außer dem Entgelt für eine Wa-

re eine rückerstattbare Sicherheit gefordert wird,

deren Höhe neben dem Preis für die Ware an-

zugeben und kein Gesamtbetrag zu bilden ist,

oder steht dem der Ansatz der Vollharmonisie-

rung der Richtlinie 2005/29/EG entgegen?

BGH, Beschluss vom 29.7.2021 – I ZR 135/20
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-2049-3

unterwww.betriebs-berater.de
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